
Nun wird der SPD zuweilen vorgeworfen - Herr Klein von der 
DSU hat es vorhin etwas unterschwellig auch gemacht sie 
würde sich zum Anwalt der europäischen Nachbarn machen und 
zu wenig eigene Zielstellungen, eigene deutsche Interessen ver­
treten.

Und ich behaupte, daß sich beide Interessen, die unserer 
Nachbarn und unsere eigenen, weitgehend decken. Unsere au­
ßenpolitischen Zielstellungen im Vereinigungsprozeß sind die 
folgenden:

Erstens: Beendigung des Nachkriegsstatus von Deutschland 
mit dem Ziel der Ablösung der alliierten Vorbehaltsrechte.

Zweitens: Eine weitgehende Entmilitarisierung des Gebietes 
der DDR, um mittelfristig Gelder für sinnvollere Zielstellungen 
feizubekommen, junge Menschen so wenig wie möglich zu Ver­
teidigungsaufgaben verpflichten zu müssen sowie Schädigun­
gen des Menschen und seiner Umwelt auf Grund militärischer 
Aktivitäten zu verringern.

Drittens: Die politische und wirtschaftliche Integration in die 
bislang auf Westeuropa beschränkten europäischen Strukturen 
über die Bundesrepublik und

Viertens: Ein europäisches Sicherheitssystem, das auch uns 
Sicherheit vor militärischer Bedrohung mittels konfliktlösender 
Institutionen bietet.

Ich glaube, meine sehr verehrten Damen und Herren, daß wir 
in diesem Hause Konsens über diese Zielstellungen erreichen 
können, das haben auch die bisherigen Beiträge gezeigt, und 
vermutlich würden auch die vier Siegermächte diesen sehr all­
gemein gehaltenen Maximen zustimmen können. Ihre Sorgen 
beziehen sich vor allem aber auf die wirtschaftliche Kraft eines 
geeinten Deutschlands und auf einen wiedererstarkenden deut­
schen Nationalismus.

Beide Bedenken beständen zu Recht in einem von der europäi­
schen Entwicklung losgelösten deutschen Einigungsprozeß, 
nicht aber, wenn wir diesen deutschen Einigungsprozeß in den 
europäischen einbetten.

Nun sieht aber ein jeder: Die Westintegration der DDR ver­
läuft deutlich schneller, als die von Polen, der CSFR und Ungarn. 
Das europäische Bett wächst vorerst nicht im gleichen Tempo 
wie die darin liegende deutsche Einheit. Dies erzeugt Mißtrauen, 
das jeder von uns in Gesprächen mit europäischen Politikern 
wahrnehmen konnte. In dieser Situation ist der Antrag der DSU, 
der Bundesrepublik nach Artikel 23 sofort beizutreten, nicht son­
derlich hilfreich gewesen.

(Beifall bei SPD, PDS und Bündnis 90/Grüne)

Diesem Antrag aber dann noch die Überweisung in den Au­
ßenausschuß zu verweigern, dem stehen wir Sozialdemokraten 
mit totalem Unverständnis gegenüber.

(Beifall bei SPD, PDS und Bündnis 90/Grüne)

Da kommt aus den Reihen der DSU die Äußerung, Artikel 23 
sei eine rein innerdeutsche Angelegenheit, wir müßten nun end­
lich einmal deutsche Interessen durchsetzen. - Ich frage mich, 
ob wir nicht seit dem Herbst 1989 ohne Pause unsere Interessen 
durchgesetzt haben.

Und aus der CDU war zu hören, eine Überweisung würde den 
deutschen Einigungsprozeß nur komplizieren und damit ver­
langsamen. Zur Klarstellung: Ich will den Kollegen aus der DSU 
und der CDU nicht unterstellen, sie würden sich bedenkenlos 
über die Sorgen unserer europäischen Nachbarn und speziell 
der vier Siegermächte hinwegsetzen. Zu ihren Gunsten will ich 
vielmehr annehmen, daß sie sich zum Zeitpunkt der Abstim­
mung über die Tragweite dieses eher nebensächlich erscheinen­
den Antrages nicht im klaren waren.

(Nicht zu verstehende Bemerkungen bei CDU/DA)

Für dumm halte ich Sie nicht, aber für parteipolitisch gebun­
den.

(Beifall bei SPD, PDS und Bündnis 90/Grüne)

Bei der zweiten Abstimmung war es dann so, daß Sie nicht 
mehr zurück konnten oder wollten. - Benutzen Sie also bitte die 
goldenen Brücken, die wir Ihnen jetzt bauen, nicht nur wir, son­
dern andere Fraktionen auch.

(Gelächter bei CDU/DA)

Die Gretchenfrage der jetzt laufenden 2 plus 4- Gespräche 
dürfte die nach der Bündniszugehörigkeit sein. Ich bin ein wenig 
enttäuscht gewesen, daß Herr Willerding, der hier die Regierung 
so stark angefragt hat, überhaupt kein eigenes Konzept in dieser 
Frage vorstellen konnte, sondern ständig nur Fragen formulier­
te.

(Zuruf bei der PDS: Wir regieren ja nicht!)

Sicherlich, das ist Ihr Privileg als Opposition.

Ein entmilitarisiertes oder neutrales Deutschland wird von 
unseren europäischen Nachbarn als zu riskant abgelehnt. Eine 
Doppelmitgliedschaft in beiden Bündnissen könnten wir uns 
praktisch als sehr schwierig vorstellen. Der Logik des Artikels 23 
folgend, müßte die DDR automatisch Mitglied der NATO sein.

(Vereinzelt Beifall)

Sie können sich Ihren Beifall für nachher aufsparen. - Unter 
den jetzigen Konditionen kann sich das wohl niemand in Ost und 
West vorstellen. Der Umgestaltungsprozeß in Osteuropa ermög­
licht aber Randbedingungen, unter denen wir einer Mitglied­
schaft in der NATO zustimmen können. Diese Randbedinguan- 
gen sind teilweise genannt worden:

1. Auf dem Gebiet der DDR befinden sich keine NATO-Trup- 
pen.

2. Die NATO gesteht einem geeinten Deutschland zu, daß auf 
seinem Gebiet keine ABC-Waffen stationiert werden.

3. Die NATO trennt sich von ihrer Strategie, die Vornevertei­
digung und nukleare Ersteinsatzoption einschließt.

Eine derart veränderte Strategie wurde auf der Frühjahrsta­
gung der NATO-Verteidigungsminister in Brüssel erwogen und 
sollte Verhandlungsgegenstand der Staats- und Regierungs­
chefs bei ihrem Gipfeltreffen Anfang Juli in London sein. Paral­
lel dazu sollte die NATO mehr und mehr in eine politische Orga­
nisation umgewandelt werden.

4. Da die NATO kaum von den N + N-Staaten und denen der 
WVO als Basis eines künftigen europäischen Sicherheitssy­
stems anerkannt werden dürfte, kann ich mir eine NATO- 
Mitgliedschaft eines geeinten Deutschlands auch nur als 
Zwischenlösung vorstellen, die, zeitlich verschoben, schritt­
weise durch ein zu schaffendes europäisches Sicherheitssy­
stem im KSZE-Prozeß ergänzt und später ersetzt wird.

Wie auch die Details eines 2 plus 4-Abkommens aussehen mö­
gen, es darf keine Kategorien wie Sieger oder Verlierer in diesem 
Prozeß geben. Nach dem Mischen der europäischen Karten im 
Herbst 1990 darf der schwarze Peter nicht bei der Sowjetunion 
bleiben, dies vor allem deshalb, weil in der Geschichte solche 
Verträge sich als instabil erwiesen haben, die unter Ausnutzung 
einer geschwächten Verhandlungsposition eines der Partner zu­
stande kamen.

Auch wenn der außenpolitische Spielraum der Noch-DDR 
recht begrenzt ist, so sollten wir doch gemeinsam unseren Au­
ßenminister in seinem Bemühen unterstützen, um Vertrauen in 
Ost- und Westeuropa in ein friedensfähiges und europäisches 
Deutschland zu werben. Ich bedanke mich.
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(Beifall bei SPD und Bündnis 90/Grüne)


